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Nachdem das Bundesverfassungsgericht entschieden 
hatte, dass die unterschiedliche steuerliche Behand-
lung von Altersrenten und Pensionen dem Gleich-
heitsgrundsatz widerspricht, war der Gesetzgeber 
aufgefordert, bis zum 1.1.2005 diese Ungleichbehand-
lung gesetzlich zu beseitigen.  

Dies ist jetzt durch das Alterseinkünftegesetz gesche-
hen. Die Neuregelungen sehen vor, dass Altersrenten 
ab dem Jahr 2005 mit einem steigenden Anteil der 
Besteuerung unterliegen.  

Sowohl so genannte Bestandsrentner als auch 
Neurentner haben ab 2005 die Hälfte ihrer Rente 
zu versteuern.  

Dieser hälftige Anteil steigt für jeden neu hinzu-
kommenden Rentenjahrgang bis zum Jahr 2020 
jährlich um 2 v. H.-Punkte, danach um jährlich 1 v. 
H.-Punkt. Damit sind Renten ab dem Jahr 2040 zu 
100 v. H. zu versteuern. 

Beispiel:  

Rentner R bezieht seit 1999 eine monatliche Rente 
von 1.000 Euro. Daraus ergibt sich ein Jahresbetrag 
von 12.000 Euro. Ab dem Jahr 2005 ist regelmäßig 
die Rente des R zu 50 v. H. zu besteuern. Mithin er-
gibt sich für das Jahr 2005 ein steuerpflichtiger Betrag 
von 6.000 Euro. Würde R den gleichen Jahresbetrag 
der Rente erst ab dem Jahr 2016 beziehen, ergäbe sich 
ein Besteuerungsanteil von 72 v. H. Daher müsste im 
Jahr 2016 ein Betrag von 8.640 Euro versteuert wer-
den.  

Um die Besteuerung sicher zu stellen, haben die 
auszahlenden Stellen zukünftig so genannte Ren-
tenbezugsmitteilungen an die Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte zu übermitteln. Die-
se verteilt sie dann an die zuständigen Finanzbe-
hörden. 

Darin sind neben persönlichen Angaben des Leis-
tungsempfängers auch die Höhe der Bezüge und der 
Beginn und das Ende der Zahlung anzugeben. Die 
Besteuerung der Rente kann nach wie vor mit dem 
derzeit geltenden Ertragsanteil erfolgen, wenn der 
Rentenbezieher nachweisen kann, dass er mindestens 
zehn Jahre Beiträge oberhalb der Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
hat.  

 

Für die übrigen Renten werden ab 2005 
die Ertragsanteile neu festgesetzt, wobei 
diese niedriger sein werden als bisher. 
Dies gilt auch für bereits bestehende Ren-
ten (z. B. aus privaten Versicherungsver-
trägen). 

Abzugsfähigkeit der Altersvorsorge-
aufwendungen 

Korrespondierend zur geänderten Besteuerung 
der Altersrenten wurde durch das Altersein-
künftegesetz auch die Abzugsfähigkeit von 
Altersvorsorgeaufwendungen geändert.  
Als Vorsorgeaufwendungen (Sonderausgaben) 
können wie bisher Beiträge zu Renten-, Kran-
ken-, Pflege- Unfall und Haftpflichtversiche-
rungen abgezogen werden. Allerdings gelten 
für die Rentenversicherung andere Beträge als 
für die übrigen genannten Versicherungen. 

Mit Rentenversicherung sind gemeint: die 
gesetzliche Rentenversicherung, landwirt-
schaftliche Alterskassen und berufsständi-
sche Versorgungseinrichtungen.  

Beiträge zu solchen Versicherungen kön-
nen zu höchstens 20.000 Euro bei Singles 
und 40.000 Euro bei Verheirateten geltend 
gemacht werden. Allerdings ist dieser Be-
trag bis zum Jahr 2025 zu kappen. Das 
bedeutet, dass für das Jahr 2005 nur 60 v. 
H., also 12.000 Euro, als Höchstbetrag 
angesetzt werden können. Der Vom-
Hundert-Satz erhöht sich bis 2025 um 
jährlich 2 v. H. Auch Beiträge zu Lebens-
versicherungen sind nach wie vor begüns-
tigt, wenn der Vertrag eine monatliche, auf 
die Lebenszeit begrenzte Zahlung ab dem 
60. Lebensjahr vorsieht und der Anspruch 
nicht übertragbar ist. 

Die weiteren Vorsorgeaufwendungen 
können bis zu einem Höchstbetrag von 
2.400 Euro, wenn die Krankenversiche-
rung allein getragen wird, bzw. 1.500 Euro 
von allen anderen Personen abgezogen 
werden. Für Ehegatten gelten jeweils die 
doppelten Beträge 
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Um eine Schlechterstellung zu vermeiden, wird bis zum 
Jahr 2019 von Amts wegen geprüft, ob nach der alten Re-
gelung höhere Beträge hätten geltend gemacht werden 
können. 

 

Kapitallebensversicherungen 

Die Beiträge zu Kapitallebensversicherungen, die nach 
dem 31.12.2004 abgeschlossen werden, können ab 
dem 1.1.2005 nicht mehr als Sonderausgaben abgezo-
gen werden.  

Gleichzeitig wird die Privilegierung dieser Lebensver-
sicherungen bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 
eingeschränkt.  

Wird die Versicherungsleistung nach dem 60. Lebens-
jahr und zwölf Jahre nach dem Vertragsabschluss fäl-
lig, ist zukünftig die Hälfte des Unterschiedsbetrags 
zwischen der ausgezahlten Leistung und der Summe 
der eingezahlten Beiträge zu versteuern.  

Auch wenn das Lebensversicherungsprivileg zukünftig 
wegfällt, sollten neue Verträge im Jahr 2004 nicht 
übereilt abgeschlossen werden. Als „Altverträge“ gel-
ten solche, bei denen die Laufzeit vor dem 1.1.2005 
beginnt und für die bis zum 31.12.2004 mindestens ein 
Versicherungsbeitrag bezahlt worden ist.  

 

Betriebliche Altersvorsorge 

Zukünftig sind auch die Beiträge des Arbeitgebers zu einer 
Direktversicherung steuerfrei, wenn eine lebenslange Ver-
sorgungszusage gegeben wurde.  

Die geleisteten Beiträge dürfen 4 v. H. der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der Rentenversicherung nicht übersteigen. 
Diese Grenze erhöht sich um 1.800 Euro, wenn die Ver-
sorgungszusage nach dem 31.12.2004 erteilt wurde.  

Mit Einführung der Steuerfreiheit entfällt auch die Mög-
lichkeit der Pauschalversteuerung von Direktversiche-
rungsbeiträgen. Besteht zwischen altem und neuem Arbeit-
geber und Arbeitnehmer Einvernehmen, können erworbe-
ne Betriebsrentenanwartschaften auf den neuen Arbeitge-
ber übertragen werden.  

Ein Recht auf Mitnahme besteht bei Pensionsfonds, 
Pensionskassen und Direktversicherungen, wenn der 
Übertragungswert die Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung nicht übersteigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ihr Berater in Fragen der Besteuerung 
von Alterseinkünften und anderen 
Rentenbezügen: 




